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Hintergrund 

Derzeit erhalten berufstätige Frauen in der Europäischen Union (EU) durchschnittlich 14,1 % weniger 
Stundenlohn als ihre männlichen Kollegen.2 Abgesehen davon, dass dies auf persönlicher Ebene ungerecht 
ist, hat das Lohngefälle zwischen Frauen und Männern – eine zentrale Dimension der 
geschlechtsspezifischen Diskrepanz insgesamt – erhebliche sozioökonomische Auswirkungen, da die 
Gleichstellung der Geschlechter eng mit dem Wirtschaftswachstum und der nachhaltigen Entwicklung 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698641/IPOL_STU(2021)698641_EN.pdf 
2 Europäische Kommission: Factsheet on the Equal Pay Gap, 2020. 

Kurzfassung 

In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Ersuchen des Rechtsausschusses in Auftrag gegeben wurde, wird eine 
eingehende Analyse der politischen und rechtlichen Situation im Hinblick auf geschlechtsspezifische 
Lohndiskriminierung in der Europäischen Union vorgenommen. Grundlage dafür ist eine umfassende 
vergleichende Untersuchung europäischer Länder (d. h. Italien, Frankreich, Deutschland, Dänemark, 
Island und Spanien), um abschließend spezifische politische Empfehlungen zu entwerfen und zu 
entwickeln, mit denen eine gemeinsame und sachkundige Lösung für die Lohndiskriminierung erzielt 
werden soll, insbesondere vor dem Hintergrund des vor Kurzem angenommenen Vorschlags der 
Kommission für eine Richtlinie über die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen (CSRD). 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/698641/IPOL_STU(2021)698641_EN.pdf
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verbunden ist.3 Daher ist es nicht überraschend, dass der gleichberechtigte Zugang von Frauen und 
Männern zum Wirtschaftsleben nach der Veröffentlichung einer eingehenden Studie im Jahr 20134 in der 
Strategie für die Gleichstellung der Geschlechter 2020–2025 der Kommission als eine Priorität behandelt 
wird und das Europäische Parlament seinerseits 2021 eine Entschließung zu der EU-Strategie für die 
Gleichstellung der Geschlechter annahm, in der es die Kommission aufforderte, einen ehrgeizigen neuen 
Aktionsplan zur Bekämpfung des geschlechtsspezifischen Lohngefälles vorzulegen, in dem klare Ziele für 
die Mitgliedstaaten festgelegt werden, um das geschlechtsspezifische Lohngefälle in den nächsten fünf 
Jahren zu verringern 5. Um die bestimmenden Faktoren für das geschlechtsspezifische Gefälle zu 
bekämpfen, setzten sich die Mitglieder des Europäischen Parlaments außerdem für einen verbesserten 
Zugang von Frauen und Mädchen zu Studienfächern und Berufen in von Männern beherrschten Bereichen 
ein sowie für flexiblere Arbeitsregelungen und auch für die Verbesserung der Löhne und 
Arbeitsbedingungen in Bereichen, in denen vornehmlich Frauen beschäftigt sind.6 

Die Förderung der Gleichstellung der Geschlechter ist außerdem in den Zielen für nachhaltige Entwicklung 
(SDG, Sustainable Development Goals) der Vereinten Nationen (VN) verankert, genauer gesagt in Ziel 
Nummer 5.7 Auf der Ebene der Corporate Governance wird dieses Thema jedoch noch nicht genügend 
beachtet, und Investoren schenken den nachhaltigkeitsbezogenen Risiken ihrer 
Investitionsentscheidungen noch keine ausreichende Aufmerksamkeit. Und das, obwohl Untersuchungen 
ergeben haben, dass Unternehmen, die die Nachhaltigkeitsanforderungen erfüllen (zu denen im Fall der EU 
auch die Gleichstellung der Geschlechter gehört), bessere Ergebnisse erzielen.8 

Eine der bestehenden Diskrepanzen ist die Lohndiskriminierung auf der Grundlage des Geschlechts. Die EU 
hat verschiedene weiche und harte politische Instrumente umgesetzt, um die Lohngleichheit zwischen 
Frauen und Männern zu fördern. Dieser politische Ansatz ergibt sich aus dem Umstand, dass das Lohngefälle 
zwei Hauptdimensionen hat: auf der einen Seite das Thema „gleicher Lohn bei gleichwertiger Arbeit“ und 
auf der anderen Seite die strukturellen und institutionellen Faktoren, durch die Frauen gegenüber ihren 
männlichen Kollegen weiterhin wirtschaftlich erheblich benachteiligt sind.9 Aufgrund dieser Faktoren, zu 
denen veraltete Stereotype über die Rollen von Frauen und Männern in der Gesellschaft gehören, ist der 
Frauenanteil in den Bereichen der Wirtschaft mit der geringsten Bezahlung im Allgemeinen sehr hoch. 
Zudem fällt Frauen im Vergleich zu ihren männlichen Kollegen ein überproportionaler Anteil der 
Kinderbetreuung und Hausarbeiten zu.  

Politische Entscheidungsträger haben Strategien eingeführt, um die Diskriminierung sowohl auf 
europäischer als auch auf einzelstaatlicher Ebene zu bekämpfen.10 Eines der wichtigsten politischen 
Instrumente, das von der EU auf regionaler Ebene angewandt wird, ist die Richtlinie über die Angabe 
nichtfinanzieller Informationen, nach der große Unternehmen mit mehr als 500 Mitarbeitern zur 
Offenlegung von Informationen zur Diversität verpflichtet sind. Durch die Angabe von die Diversität 
                                                             
3 Das fünfte Ziel für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen ist dem Erreichen der Gleichstellung der Geschlechter, u. a. 
durch die Förderung von Gleichstellungsgesetzen, gewidmet. 
4 Europäische Kommission: Tackling the gender pay gap in the European Union. 2013. https://op.europa.eu/en/publication-detail/-
/publication/d339a089-b1ec-4f16-88a9-a96a57af8d0f. 
5 Euromonitor: Understanding the gender pay gap: definition and causes. 8. April 2021. 
6 Europäisches Parlament: Women in science: how to achieve equality in academia. 2. Februar 2017; Europäisches Parlament: 
Understanding Covid-19’s impact on women (infographics). 1. März 2021. 
7 Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP): The SDGS in Action. 2021; Die Entschließung kann hier abgerufen werden: 
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0025_DE.html.  
8 Jennifer Howard-Grenville, Gerald F. Davis, Thomas Dyllick C. Chet Miller, Stefan Thay und Anne S. Tsui: Sustainable Development 
for a Better World: Contributions of Leadership, Management, and Organizations. Academy of Management Discoveries 5, 4, 2019. 
S. 355-366. 
9 Eine eingehende und aktualisierte Übersicht über dieses Thema finden Sie in: Europäisches Parlament: Equal Pay for Equal Work 
Legislation. Legislative train 08.2021 sowie in den dort genannten Literaturangaben und Hinweisen zur weiteren Lektüre; siehe auch 
Joanna Hofman, Madeline Nightingale, Michaela Buckmayer und Pedro Sanjurjo: Equal Pay for Equal Work: Binding pay-
transparency measures. Studie auf Ersuchen des Ausschusses für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten des Europäischen 
Parlaments, 2020. S. 5–43. 
10 Hofman et al., 2020. S. 11–12. 

https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/d339a089-b1ec-4f16-88a9-a96a57af8d0f
https://op.europa.eu/en/publication-detail/-/publication/d339a089-b1ec-4f16-88a9-a96a57af8d0f
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0025_DE.html
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-deeper-and-fairer-internal-market-with-a-strengthened-industrial-base-labour/file-equal-pay-for-equal-work-legislation
https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-deeper-and-fairer-internal-market-with-a-strengthened-industrial-base-labour/file-equal-pay-for-equal-work-legislation
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betreffenden Informationen wird dazu beigetragen, Unternehmen für die Gleichstellung der Geschlechter 
am Arbeitsplatz in die Pflicht zu nehmen. Gleichzeitig ist es dringend notwendig, die Zusammenarbeit der 
Unternehmen mit den politischen Entscheidungsträgern zu intensivieren, um die geschlechtsspezifische 
Diskrepanz zu verringern, u. a. wenn es um die Lohngleichheit geht. In diesem Zusammenhang hat die 
Kommission vor Kurzem einen Vorschlag für eine Richtlinie über die Nachhaltigkeitsberichterstattung von 
Unternehmen (CSRD) angenommen, mit der die Richtlinie über die Angabe nichtfinanzieller Informationen 
geändert und der Geltungsbereich sowie der Umfang der Berichtspflichten ausgeweitet werden sollen. Auf 
der einen Seite werden mehr Unternehmen unter die CSRD fallen, da die Pflichten dadurch auf alle 
börsennotierten Unternehmen in der EU ausgeweitet werden; auf der anderen Seite werden 
Nachhaltigkeitsfragen in der CSRD wesentlich anders behandelt, denn die Unternehmen werden dazu 
verpflichtet, ausführlich darüber Bericht zu erstatten, wie sie Nachhaltigkeitsfragen in ihrer 
Geschäftstätigkeit berücksichtigen und welche Auswirkungen ihre Geschäftstätigkeit auf die Gesellschaft 
und die Umwelt hat. 11 Nach dem Vorschlag haben auch kleine und mittlere Unternehmen (KMU) die 
Möglichkeit, freiwillig über ihre Nachhaltigkeitspflichten Bericht zu erstatten. Zudem soll mit der Richtlinie 
das Berichterstattungsverfahren vereinfacht werden, indem die Fehlanreize für Verstöße verringert werden. 
Ebenfalls erörtert wird die Durchsetzung von rechtlichen Sanktionen gegen nichtkonforme große 
Unternehmen.  

Wichtigste Ergebnisse  

Um die politischen Lösungen zu verstehen, mit denen bei der Beseitigung der Lohnungleichheit Fortschritte 
erzielt werden sollen, haben wir eine vergleichende Analyse der derzeitigen Lage in der EU sowie von sechs 
ausgewählten Fallstudien, nämlich zu Dänemark, Frankreich, Deutschland, Island, Italien und Spanien, 
durchgeführt. Die Auswahl der Länder wurde sorgfältig getroffen, um die Situation im Hinblick auf die 
Lohngleichheit in der Region repräsentativ darzustellen. Grundlage für diese Auswahl waren daher die 
geografische Lage, Indikatoren zur geschlechtsspezifischen Diskrepanz, der Rechtsrahmen und die jüngsten 
rechtlichen und politischen Entwicklungen der einzelnen Länder. Aus unserer vergleichenden Analyse geht 
hervor, dass zwar allgemeingültige Gegebenheiten vorliegen, die Kontexte und Besonderheiten der 
Mitgliedstaaten jedoch ebenfalls relevant sind. Dies ist zu einem großen Teil auf den Umstand 
zurückzuführen, dass das Lohngefälle zwischen Frauen und Männern eng mit anderen Arten der 
systembedingten Ausgrenzung in Wirtschaft und Gesellschaft verbunden ist, die in anderen 
geschlechtsspezifischen Ungleichgewichten in den Bereichen Beschäftigung, Bildung, Qualifikationen, 
Pflege und Renten offenbar werden. Infolge kultureller, struktureller und institutioneller Faktoren sind 
Frauen am stärksten in den am schlechtesten bezahlten Bereichen der Wirtschaft vertreten und von 
Entscheidungspositionen weitgehend ausgeschlossen. Gleichzeitig leisten Frauen in der EU den Großteil 
der unbezahlten Arbeit in Haushalt und Kinderbetreuung, sodass sich viele Frauen zwischen Muttersein und 
Beruf entscheiden müssen.  

Auf der einen Seite wurden in den letzten Jahrzehnten in Europa bei der Bekämpfung von 
geschlechtsspezifischen Ungleichheiten bedeutende Fortschritte erzielt – Geschlechterstereotype werden 
gesellschaftlich zunehmend in Frage gestellt, Frauen werden stärker als in der Vergangenheit in das 
Wirtschaftsleben einbezogen, und politische Entscheidungsträger erkennen immer mehr, wie wichtig das 
Gender-Mainstreaming in der Politik ist. Auf der anderen Seite wurde noch in keinem europäischen Land 
bei den Löhnen Geschlechterparität erreicht, und in den letzten Jahren sind die Fortschritte bei der 
Reduzierung des Lohngefälles zwischen Frauen und Männern zum Erliegen gekommen.  

In der EU wird der Grundsatz „gleicher Lohn bei gleichwertiger Arbeit“ garantiert, und in der Tat wissen die 
Arbeitnehmer in Europa um die Möglichkeit, in Fällen der Diskriminierung rechtliche Schritte einzuleiten, 
ohne Sanktionen ihres Arbeitgebers befürchten zu müssen. Der Grundsatz des gleichen Entgelts bei 
gleicher oder gleichwertiger Arbeit ist in Artikel 157 AEUV verankert. In Artikel 23 der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union sind ausdrücklich mehrere Dimensionen der Gleichheit von Männern 

                                                             
11 Howard-Grenville et al., 2019. 
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und Frauen erwähnt, u. a. das Arbeitsentgelt. Zudem ist das Lohngefälle zwischen Frauen und Männern seit 
1999 Bestandteil der Europäischen Beschäftigungsstrategie (EBS). Darüber hinaus hat die EU ein Datum 
(10. November) für den Europäischen Tag der Lohngleichheit festgelegt, um unter dem Motto 
#MakeHerCount auf dieses Thema aufmerksam zu machen. Die EU unterstützt die Mitgliedstaaten auch 
dabei, die Anwendung des Grundsatzes der Lohngleichheit zu verbessern, zum Beispiel durch die 
Empfehlungen der Kommission an die Mitgliedstaaten von 2014 zur Lohndiskriminierung auf der Grundlage 
des Geschlechts. In ihrer Empfehlung von 2014 hebt die Kommission die unterschiedlichen 
Begriffsbestimmungen hervor, die eine wichtige Ursache für die unterschiedlichen Rechtsrahmen der 
Mitgliedstaaten sind. Daher empfahl die Kommission den einzelnen Ländern den Begriff „gleichwertige 
Arbeit“ genauer zu bestimmen. 

Was strukturelle, institutionelle und kulturelle Faktoren für das Lohngefälle zwischen Frauen und Männern 
betrifft, so arbeitet die EU, z. B. im Rahmen der Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben, an der 
Umsetzung von Strategien, um das traditionelle Familienmodell zu ändern, flexibles Arbeiten sowohl für 
Frauen als auch Männer zu fördern und eine gleiche Aufteilung der Hausarbeiten und Betreuungsaufgaben 
zwischen den Partnern zu unterstützen. Des Weiteren hat die EU die Richtlinie über Frauen in Aufsichtsräten 
erlassen, mit der für ein ausgewogeneres Verhältnis von Frauen und Männern in Leitungsorganen gesorgt 
werden soll.  

Einer der entscheidendsten Schritte für die Festigung einer Kultur der Lohngleichheit in der EU war die 
Richtlinie 2006/54/EG, mit der außerdem dazu beigetragen wurde, die Wirksamkeit von Richtlinien als 
wichtigstes Instrument für das Erreichen zentraler Ziele mithilfe von Soft-Law-Mechanismen zu bestätigen. 
Ein weiterer entscheidender Schritt war der Vorschlag zur Änderung der Richtlinie über die Angabe 
nichtfinanzieller Informationen, die mittlerweile als „Richtlinie über die Nachhaltigkeitsberichterstattung 
von Unternehmen“ bezeichnet wird.  

In den Mitgliedstaaten lassen sich hinsichtlich der Faktoren für die jeweiligen geschlechtsspezifischen 
Diskrepanzen Ähnlichkeiten feststellen. Aus einer vergleichenden Analyse des Rechtsrahmens sowohl auf 
EU- als auch auf Länderebene geht hervor, dass sich die nationalen Rechtssysteme hinsichtlich der 
Rechtsquellen für die Durchsetzung der Lohngleichheit sowie der Definierbarkeit des Grundsatzes 
unterscheiden. Zwar wurde das Thema „gleicher Lohn bei gleichwertiger Arbeit“ in den meisten Ländern 
erfolgreich behandelt, sodass die Entgeltdiskriminierung bei gleichwertiger Arbeit in praktisch allen 
Ländern unzulässig ist und gesellschaftlich geächtet wird, jedoch ist es wichtig, den Begriff der 
„Lohngleichheit“ genauer zu bestimmen, um die Fehlanreize für Frauen, nicht arbeiten zu gehen, und die 
Hindernisse, durch die sie beim Aufstieg auf der Karriereleiter behindert werden, zu bekämpfen.  

Am Fall von Italien, wo mit 5 % ein unterdurchschnittliches Lohngefälle zwischen Frauen und Männern 
besteht, lässt sich veranschaulichen, wie das Lohngefälle zwischen Frauen und Männern durch eine niedrige 
Erwerbsquote von Frauen in Verbindung mit positiver Selektion auf dem Arbeitsmarkt künstlich reduziert 
werden kann. Mit „positiver Selektion“ ist gemeint, dass nur hochqualifizierte Frauen eingestellt und 
weniger qualifizierten Frauen der Zugang zum Arbeitsmarkt verwehrt wird, hauptsächlich damit sie 
Kinderbetreuungs- und Haushaltspflichten übernehmen können. Vor diesem Hintergrund ist nach der 
jüngsten Entwicklung in der Rechtsetzung Italiens, dem bevorstehenden nationalen Aufbau- und 
Resilienzplan, vorgesehen, Anreize für Unternehmen zu setzen, die Arbeit von Frauen zu würdigen, und 
Frauen zu ermutigen, sich nicht zwischen Arbeit und Betreuungspflichten zu entscheiden. Dies könnte ein 
entscheidender Schritt für die Bekämpfung der indirekten Entgeltdiskriminierung sein.  

In den Fällen von Frankreich, Dänemark und Spanien sind moderate Lohngefälle zwischen Frauen und 
Männern zu verzeichnen, die größtenteils dadurch zu erklären sind, dass Frauen häufig in den Bereichen der 
Wirtschaft mit der geringsten Bezahlung tätig sind und außerdem in überproportionalem Maß 
Betreuungsarbeit leisten. Die Beschäftigungsquote ist in diesen Ländern relativ betrachtet jedoch höher als 
in Italien. Frankreich hat 2019 das Gesetz über die Zukunft der Arbeit erlassen, in dem Indikatoren zur 
Messung der Entgeltgleichheit in Unternehmen ab 50 Beschäftigten festgelegt sind. In dem Gesetz über die 
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Zukunft der Arbeit sind ebenfalls mögliche Sanktionen für Unternehmen dieser Größe dargelegt. Obwohl 
es für eine Beurteilung dieses Gesetzes noch verhältnismäßig früh ist, hat die geschlechtersensible Politik 
damit bereits einen höheren Stellenwert erhalten, was sich insbesondere während der COVID-19-Pandemie 
als wichtig erwiesen hat. Im Fall von Dänemark ist der Grundsatz der Gleichstellung von Frauen und 
Männern anders als in den anderen Mitgliedstaaten nicht ausdrücklich in der Verfassung verankert. 
Stattdessen bilden EU-Richtlinien die Grundlage für die dänischen Rechtsvorschriften zur Gleichstellung der 
Geschlechter. Die jüngste Entwicklung in Dänemark ist das Lohngleichheitsgesetz von 2019, in dem 
grundlegende Rechtsvorschriften zur Nichtdiskriminierung enthalten sind. Anders als die anderen 
Mitgliedstaaten hat Dänemark in seinen Rechtsvorschriften auch einige Fälle indirekter Diskriminierung 
berücksichtigt. Nach den neuesten Entwicklungen in Spanien – Königliches Gesetzesdekret Nr. 6/2019 
sowie die Königlichen Gesetzesdekrete Nr. 901/2020 und Nr. 902/2020 – müssen Unternehmen ab 
50 Beschäftigten Gleichstellungspläne aufstellen. Außerdem werden damit den Unternehmen Instrumente 
zur Einhaltung der Vorschriften zur Verfügung gestellt und Sanktionen für Diskriminierungsfälle dargelegt.  

In Deutschland und Island unterscheidet sich die Situation grundlegend von der in den anderen Ländern.  

Auf der einen Seite ist Deutschland das Land mit dem höchsten Lohngefälle zwischen Frauen und Männern 
in der EU, was teilweise damit zu erklären ist, dass Frauen sehr häufig in Teilzeit oder befristeten 
Beschäftigungsverhältnissen arbeiten. Nach der jüngsten Rechtsvorschrift Deutschlands, dem 
Entgelttransparenzgesetz von 2017, können Mitarbeiter von Unternehmen mit mehr als 200 Beschäftigten 
Informationen über die Kriterien und Verfahren zur Festlegung der Gehälter verlangen. Unternehmen mit 
mehr als 500 Beschäftigten sind zudem verpflichtet, regelmäßig Berichte zur Gleichstellung der 
Geschlechter zu veröffentlichen. In den deutschen Rechtsvorschriften fehlen jedoch 
Durchsetzungsmechanismen. Außerdem sind darin einige strukturelle Faktoren für das Lohngefälle 
zwischen Frauen und Männern nicht berücksichtigt.  

Auf der anderen Seite stellt Island dahingehend, wie es (in)direkte geschlechtsspezifische 
Entgeltdiskriminierung angeht und verbietet, einen beispielhaften Fall dar. In seinem Gesetz über die 
Zertifizierung der Lohngleichheit hat Island klare Parameter festgeschrieben, um Ungerechtigkeiten zu 
beurteilen, und die jeweiligen Stellen benannt, die für die Prüfung von Vorwürfen der Diskriminierung am 
Arbeitsplatz zuständig sind.  

Empfehlungen 

Auch wenn durch die neuesten Schritte sowohl auf europäischer als auch auf einzelstaatlicher Ebene ein 
wachsendes Bewusstsein für den Grundsatz der Lohngleichheit zu erkennen ist, sind die getroffenen 
Maßnahmen jedoch nach wie vor lückenhaft. Der Diversität wurde große Aufmerksamkeit geschenkt, 
sodass bei Nachhaltigkeitsfragen noch ein ausgedehnter Spielraum bleibt, auch was die Auswirkungen von 
unternehmerischen Tätigkeiten auf die schutzbedürftigsten Akteure der Gesellschaft – in diesem Fall Frauen 
– betrifft. Daher ist der derzeitige Vorschlag für die CSRD zur Änderung der Richtlinie über die Angabe 
nichtfinanzieller Informationen ein entscheidender Schritt, um die Gleichstellung von Frauen als Ergänzung 
zu den anderen Aspekten der Nachhaltigkeit zu berücksichtigen, auch wenn das Wohlergehen der Frauen 
immer noch als Unterkategorie geführt wird und ihm noch keine eigene Richtlinie gewidmet wird. In dem 
derzeitigen soziopolitischen Kontext, also während sich die Mitgliedstaaten und die Union von der COVID-
19-Pandemie erholen, lässt sich die Umsetzung von Gleichstellungsverfahren in Unternehmenskulturen 
nicht überwachen.  

Der Austausch über bewährte Verfahren zwischen den europäischen Partnern ist die geeignete Maßnahme, 
um die Lohngleichheit zu behandeln und die Kluft zwischen Lohngleichheitsstrategien und Sanktionen für 
Verstöße zu überbrücken. Wir empfehlen eine kooperative Lösung auf politischer und unternehmerischer 
Ebene sowie auf nationaler und supranationaler Ebene. Statt einer Richtlinie, in der das Lohngefälle 
zwischen Frauen und Männern als bloßer Zusatz behandelt wird, befürworten wir die Ausarbeitung einer 
spezifischen Richtlinie für die Lohngleichheit von Frauen und Männern.  
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Was die nationale Ebene angeht, so befürworten wir, dass die Umsetzung des betreffenden Grundsatzes an 
die Besonderheiten des geografischen und sozioökonomischen Kontexts der einzelnen Mitgliedstaaten 
angepasst und die am besten geeignete Stelle identifiziert wird, die im Zusammenhang mit der Einhaltung 
der Lohngleichheit die Durchsetzungs- und Kontrollfunktionen übernimmt und Fälle von Diskriminierung 
überwacht. Wir empfehlen die Nachbildung des isländischen Modells für den Aufbau eines 
Zertifizierungssystems sowie die Entwicklung geeigneter Indikatoren zur Bewertung von Fällen der 
Diskriminierung und die Sensibilisierung der verschiedenen Akteure (u. a. Beschäftigte, Investoren und 
Aufsichtsbehörden) für die modernsten Methoden. Sowohl die europäischen als auch die einzelstaatlichen 
Behörden sollten die geeignete Technologie für die Verarbeitung personenbezogener Daten nutzen, mit 
der Informationen zum Status der einzelnen Beschäftigten generiert und so die Vergütungssysteme der 
Unternehmen klassifiziert werden können.  

Sowohl auf regionaler als auch einzelstaatlicher Ebene sollte besser verstanden werden, welche Rolle dem 
Soft Law für die Lohngleichheit zukommt, denn bis heute wurde damit ein wesentlicher Beitrag zur 
Weiterentwicklung der Unternehmenskulturen geleistet und der Stellenwert von Themen wie das 
ausgewogene Verhältnis von Frauen und Männern in Leitungsorganen und die Offenlegung der Vergütung 
verbessert. Gleichfalls empfehlen wir gemeinsame Maßnahmen zur Förderung des von Europa 
eingeschlagen Pfades im Hinblick auf die Gewerkschaften, die in großem Umfang zur Verbreitung und 
Festigung dieser Arbeitskultur beitragen könnten.   

Zur Unterstützung dieser Bemühungen ist es von entscheidender Bedeutung, dass führende Politiker (wie 
auch in der EBS empfohlen) eine Gemeinwohlpolitik im Hinblick auf Kindererziehung, Vereinbarkeit von 
Berufs- und Privatleben und Pflegezeit entwickeln, damit Frauen in die Lage versetzt werden, sich ihrer 
Arbeit wirksam und effizient zu widmen. 
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